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Verfahrensvermerke 

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im beschleunigten Verfahren 

nach § 13a  BauGB mit freiwilliger frühzeitiger Beteiligung. 

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 (1) BauGB am ……………… 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses am ……………… 

Billigung des Vorentwurfs sowie Beschluss über die 

freiwillige frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und 

sonstiger Träger öffentlicher Belange 

am ……………… 

Ortsübliche Bekanntmachung der freiwilligen frühzeitigen 

Veröffentlichung im Internet 

am ……………… 

Freiwillige frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 

(Veröffentlichung im Internet) gemäß § 3 (1) BauGB 

vom 

bis 

……………… 

……………… 

Freiwillige frühzeitige Beteiligung der Behörden und 

sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB 

vom 

bis 

……………… 

……………… 

Billigung des Planentwurfs sowie Beschluss über die 

Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und 

sonstiger Träger öffentlicher Belange 

am ……………… 

Ortsübliche Bekanntmachung und Veröffentlichung im 

Internet 

am ……………… 

Beteiligung der Öffentlichkeit (Veröffentlichung im Internet) 

gemäß § 3 (2) BauGB 

vom 

bis 

……………… 

……………… 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 (2) BauGB 

vom 

bis 

……………… 

……………… 

Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen am ………………  

Satzungsbeschluss gemäß § 10 (1) BauGB am ……………… 

Ausfertigungsvermerk: Es wird bestätigt, dass die Inhalte 

dieses Bebauungsplans sowie die Inhalte der örtlichen 

Bauvorschriften mit den hierzu ergangenen 

Gemeinderatsbeschlüssen übereinstimmen. 

Bietigheim, den…………… 

 

 

Constantin Braun, Bürgermeister 

  

Ortsübliche Bekanntmachung und Inkrafttreten des 

Bebauungsplans gemäß § 10 (3) BauGB 

am ……………… 
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Satzung 

über die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit 

Angebotsbebauungsplanteil „Ensemble am Kirchplatz“ mit örtlichen 

Bauvorschriften 

 

Rechtsgrundlagen: 

• Baugesetzbuch (BauGB) 

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) 

• Planzeichenverordnung (PlanZV 90) 

• Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) 

• Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) 

Die Rechtsgrundlagen gelten jeweils in den zum Zeitpunkt des 

Veröffentlichungsbeschlusses rechtskräftigen Fassungen. 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Bietigheim hat am …………. aufgrund des 

Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit der Gemeindeordnung für Baden-

Württemberg (GemO) – jeweils in der am Tag des Veröffentlichungsbeschlusses 

rechtskräftigen Fassung – den vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Ensemble am 

Kirchplatz“ und die örtlichen Bauvorschriften als Satzungen beschlossen. 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Für den räumlichen Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

„Ensemble am Kirchplatz“ und der örtlichen Bauvorschriften ist der Lageplan des 

zeichnerischen Teils in der Fassung vom ……………… maßgebend. 

§ 2 Bestandteile und Anlagen der Satzung 

Bestandteile der Satzung 

A – Zeichnerischer Teil in der Fassung vom ……………… 

B – Bauplanungsrechtliche Festsetzungen in der Fassung vom ……………… 

C – Regelungen des Vorhaben- und 

Erschließungsplans (VEP) 

in der Fassung vom ……………… 

D – Örtliche Bauvorschriften in der Fassung vom ……………… 

Anlagen 

E – Hinweise in der Fassung vom ……………… 

F – Begründung in der Fassung vom ……………… 

Weitere, gesonderte Anlagen 

Artenschutzrechtliche Ersteinschätzung in der Fassung vom 06.05.2025 

Schallschutzgutachten in der Fassung vom 24.04.2026 

Geländeüberprüfung auf Kampfmittel in der Fassung vom 30.07.2025 

und 12.02.2026 
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§ 3 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 75 (3) Nr. 2 LBO handelt, werden aufgrund von § 74 

LBO erlassenen örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. Auf § 213 BauGB 

(Ordnungswidrigkeiten) wird verwiesen. 

§ 4 Inkrafttreten 

Die Satzungen über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Ensemble am 

Kirchplatz“ und die örtlichen Bauvorschriften treten mit der ortsüblichen 

Bekanntmachung gemäß § 10 (3) BauGB in Kraft. 

 

Bietigheim, den……………. 

 

 

………………………. 
Constantin Braun, Bürgermeister 
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Teil A – Zeichnerischer Teil des Bebauungsplans  

 (siehe separate Planzeichnung) 

Teil B – Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

In Ergänzung des zeichnerischen Teils wird folgendes festgesetzt: 

1. Allgemeine Zulässigkeitsvoraussetzungen 

(§ 9 (2) BauGB) 

Im Rahmen der textlichen Festsetzungen und der Planzeichnung sind nur solche 

Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im 

Durchführungsvertrag unter Bezugnahme auf den zugehörigen Vorhaben- und 

Erschließungsplan (VEP) verpflichtet hat. Im zeichnerischen Teil zum VbB wird 

der Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans abgegrenzt und eine weitere 

Fläche gem. § 12 (4) BauGB außerhalb des Vorhaben- und Erschließungsplans 

einbezogen. 

2. Art der baulichen Nutzung  

(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 (5), (6), (9) und 4 BauNVO) 

Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO. 

Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 

Allgemein zulässige Nutzungen: 

• Wohngebäude, 

• die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe und 

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke. 

Alle weiteren nach § 4 BauNVO im Allgemeinen Wohngebiet zulässigen oder 

ausnahmsweise zulässigen Nutzungen werden ausgeschlossen. 

3. Maß der baulichen Nutzung  

(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl GRZ, die 

Bezugshöhe BZH sowie die maximale Wandhöhe WH und die maximale 

Firsthöhe FH gemäß dem zeichnerischen Teil festgesetzt. 

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der in der 

Baunutzungsverordnung §19 (4) Satz 1 bezeichneten Anlagen (sogenannte GRZ 

2) bis zu einer GRZ von 0,9 überschritten werden.  

Die Bezugshöhe BZH zur Ermittlung der Wand- und Firsthöhen wird durch 

Eintrag im zeichnerischen Teil festgesetzt. 

Die maximale Wandhöhe WH gilt nur für Gebäude mit Flachdächern (nicht für 

geneigte Dächer) gemäß Festsetzung im zeichnerischen Teil. Die Wandhöhe ist 

das Maß zwischen Bezugshöhe und der Oberkante Flachdach-Attika. 
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Die maximale Firsthöhe FH gilt nur für geneigte Dächer (nicht für Flachdächer). 

Die Firsthöhe ist das Maß zwischen dem Bezugspunkt und dem höchstgelegenen 

Punkt der Dachhaut. 

4. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen sowie 

die Stellung der baulichen Anlagen 

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 

Die überbaubaren Flächen werden im zeichnerischen Teil durch Baugrenzen 

festgesetzt.  

Teilbereich 1: Es gilt die abweichende Bauweise gemäß Festsetzung im 

zeichnerischen Teil. In der abweichenden Bauweise sind Gebäude bis zu einer 

Länge von 66 m zulässig. 

Teilbereich 2: Es gilt die offene Bauweise gemäß Festsetzung im 

zeichnerischen Teil. In der offenen Bauweise sind die Gebäude mit seitlichem 

Grenzabstand zu errichten. Die Länge der Hausformen darf höchsten 50 m 

betragen. 

5. Flächen für Nebenanlagen sowie für Stellplätze und Garagen/ Carports/ 

Tiefgaragen mit ihren Einfahrten  

(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB)  

Die Errichtung einer Tiefgarage mit Zufahrt ist innerhalb der überbaubaren 

Grundstücksfläche zulässig. 

6. Geh- und Leitungsrechte  

Bauliche Anlagen im Sinne von § 2 LBO BW sind auf Flächen mit eingetragenen 

Leitungsrechten nicht gestattet. Ausnahmen können in Absprache mit der 

Gemeinde Bietigheim bzw. dem Versorgungsträger vereinbart werden.  

Gehölzpflanzungen sind auf Flächen mit Leitungsrechten nicht zulässig.  

Flächen mit Geh- und Leitungsrechten:  

GR 1: Das in der Planzeichnung dargestellte Gehrecht sichert die fußläufige 

Zugänglichkeit durch das Quartier zugunsten der Anwohnerschaft und der 

Öffentlichkeit.  

GR 2: Das in der Planzeichnung dargestellte Gehrecht sichert die Zugänglichkeit 

des Kirchhofs für die Allgemeinheit.  

GLR 3: Das in der Planzeichnung dargestellte Geh- und Leitungsrecht sichert die 

Zugänglichkeit zum Umspannwerk und die Leitungstrasse zugunsten der 

Leitungsträger. 

7. Anschluss der Grundstücke an öffentliche Verkehrsflächen  

(§ 9 (1) Nrn. 11, 26 BauGB) 

Auf den an die öffentlichen Verkehrsflächen angrenzenden Privatgrundstücken 

ist bis zu einer Tiefe von 1,50 m zulässig: Die Einbringung des zur Befestigung 
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der Abgrenzungssteine öffentlicher Verkehrsflächen erforderlichen Hinterbetons, 

die Anlage der zur Herstellung öffentlichen Verkehrsflächen erforderlichen 

Böschungen sowie die Anordnung der Straßenbeleuchtung (Masten 

einschließlich Betonfundament).  

8. Immissionsschutz  

(§ 9 (1) Nr. 24 BauGB) 

Bei der Errichtung und der Änderung von Gebäuden auf der in der Planzeichnung 

festgesetzten Fläche ist in schutzbedürftigen Räumen von Wohnungen nach 

DIN 4109-1:2018-01, die zum Schlafen dienen, von Bettenräumen in 

Pflegeeinrichtungen, von Übernachtungsräumen von Beherbergungsbetrieben 

sowie von vergleichbar schutzbedürftigen Räumen eine fensterunabhängige 

schallgedämmte Lüftung zu realisieren. 

Wird zum Zeitpunkt der Genehmigung oder zum Zeitpunkt der Zulässigkeit des 

Baubeginns unter Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zu 

diesem Zeitpunkt der Nachweis erbracht, dass der jeweilige schutzbedürftige 

Raum über mindestens ein zu öffnendes Fenster verfügt, vor dem der 

Beurteilungspegel des Straßenverkehrslärms, ermittelt nach RLS-19, in der 

Nacht den Wert von 45 dB(A) nicht überschreitet, wird die fensterunabhängige 

schallgedämmte Lüftung nicht erforderlich. 

9. Flächen mit Pflanzgeboten/ Pflanzbindungen  

(§ 9 (1) Nr. 25a) und b) BauGB) 

Für die folgenden Festsetzungen wird auf die Empfehlung der Pflanzliste auf der 

Internetseite der Gemeinde Bietigheim verwiesen: 

https://www.bietigheim.de/web/leben_bauen_pflanzliste.html 

9.1. Pflanzung von Bäumen 

Je angefangene 300 m2 Grundstücksfläche ist mindestens ein Laubbaum oder 

Obstbaum zu pflanzen. Qualitäts- und Größenbindung für Bäume: Hochstämme, 

3 x verpflanzte Ware, Stammumfang mindestens 14-16 cm. Die Lage der zu 

pflanzenden Bäume ist nicht festgesetzt. Die rechnerisch ermittelte Anzahl ist 

aufzurunden. Bestehende Bäume können auf die geforderte Anzahl der 

anzupflanzenden Bäume angerechnet werden. Abgängige Bäume sind durch 

gleichartige Nachpflanzungen zu ersetzen. 

9.2. Extensive Dachbegrünung 

Die Dächer von Flachdachgebäuden sind flächig zu begrünen. Die Begrünung ist 

extensiv mit einer Substratschicht von mindestens 10 cm Stärke auszuführen. 

Als Mindestvorgabe ist eine Extensivbegrünung mit einer gemischten Pflanzung 

oder Ansaat aus standortstypischen Gräsern, Kräutern und Sedumarten 

auszuführen und dauerhaft zu unterhalten. Zur Sicherstellung der dauerhaften 

Funktionsfähigkeit der Dachbegrünung sind die einschlägigen Regeln der 

Bautechnik, insbesondere zur Abdichtung, zum Substrataufbau und zur 

Unterhaltung zu beachten. 
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9.3. Intensive Dachbegrünung von Tiefgaragen 

Nicht überbaute Dachflächen von Tiefgaragen sind mit Ausnahme der Flächen 

für Terrassen, Erschließungswege und Nebenanlagen mit Stauden, Gräsern, 

Sträuchern und Bäumen als Grünfläche anzulegen und dauerhaft zu erhalten. 

Die Erdüberdeckung bei Tiefgaragendächern muss mindestens 40 cm (zzgl. 

Filter- und Drainageschicht) betragen. 
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Teil C – Regelungen des Vorhaben- und Erschließungsplans (VEP) 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan mit den Planunterlagen Plannummer 00 

bis 06 und den darin aufgeführten Nutzungen, Grundrissen, 

Gebäudeabmessungen, Freiflächen, Nebenanlagen einschließlich Tiefgarage 

sowie die Angaben zu Materialien und Farbgebung sind bindender Bestandteil 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplans. 

Stand: 17.04.2026 

Inhalt des Vorhaben- und Erschließungsplans 

 

Plannummer  Planbezeichnung  

00 VEP „Ensemble am Kirchplatz“. Lageplan 1: 500 

01 VEP „Ensemble am Kirchplatz“. GR Tiefgarage, Ansicht 

Westen. 

02   VEP „Ensemble am Kirchplatz“. EG und Ansicht Westen 

03   VEP „Ensemble am Kirchplatz“. GR 1 OG + Schnitt C-C 

04   VEP „Ensemble am Kirchplatz“. GR 2OG + Ansicht Osten 

05 VEP „Ensemble am Kirchplatz“. Dachaufsicht +               

Ansicht Osten 

06 VEP „Ensemble am Kirchplatz“. Schnitt B-B, Schnitt A-A, 

Ansicht Süden, Ansicht Norden. 

 

Plan 00 im Maßstab 1:500  

Plan 01 bis 06 im Maßstab 1:100  
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Teil D - Örtliche Bauvorschriften 

In Ergänzung des zeichnerischen Teils wird folgendes festgesetzt: 

1. Dachform und Dachneigung 

(§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

Für die Hauptgebäude sind Satteldächer mit einer Dachneigung von 20-30° sowie 

begrünte Flachdächer (siehe Ziffer 5.2, Teil B) mit einer Dachneigung von 0-5° 

zulässig. 

Für Nebengebäude sind nur begrünte Flachdächer (siehe Ziffer 5.2, Teil B) mit 

einer Dachneigung von 0-5° zulässig. 

Bei Satteldächern ist eine Aufständerung von Photovoltaikanlagen und Anlagen 

zur solarthermischen Nutzung bzw. eine Abweichung von der Dachneigung mit 

den Modulen nicht gestattet. Die Anlagen sind zudem gemäß dem Stand der 

Technik reflexionsarm auszuführen. 

Bei Flachdächern müssen Dachaufbauten zur Gewinnung regenerativer 

Energien zu Außenfassaden mindestens im selben Maß Abstand zu halten, wie 

sie die Höhe des oberen Fassadenabschlusses (Flachdachattika) überschreiten 

Die Anlagen sind zudem gemäß dem Stand der Technik reflexionsarm 

auszuführen. 

2. Fassadengestaltung 

(§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

Fassadenfarben mit einer Buntheit > 40 nach dem RAL Design System sind 

unzulässig. 

3. Werbeanlagen 

(§ 74 (1) Nr. 2 LBO) 

Werbeanlagen sind nur an der Stelle der Leistung an der Gebäudefassade 

zulässig. Einzelne Hinweisschilder dürfen eine Fläche von 1,00 qm nicht 

überschreiten. Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht 

sowie Skybeamer o.ä. sind unzulässig. 

4. Gestaltung der nicht überbauten Flächen 

(§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Die unversiegelten Flächen sind, soweit sie nicht für Nebenanlagen, Zufahrten, 

Wege oder Stellplätze benötigt werden, als begrünte Vegetationsfläche anzulegen 

und gärtnerisch zu unterhalten. Nicht zulässig sind Zierflächen aus 

Schotterflächen als Mittel der gärtnerischen Gestaltung, vgl. auch die Hinweise, 

Kapitel 2: Verzicht auf Schottergärten. 

Stellplätze und Privatwege sind wasserdurchlässig zu befestigen soweit keine 

Gefahr des Eintrags von wassergefährdenden Stoffen besteht und soweit es 

technisch und/ oder rechtlich nicht anders geboten ist. 
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5. Böschungen und Stützmauern zur Außenraumgestaltung von 

Privatgrundstücken 

(§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Die maximal zulässige Böschungsneigung entlang der Grundstücksgrenzen 

beträgt 45°. Böschungen sind zu begrünen und gegen Erosion zu sichern.  

Stützmauern zur Außenraumgestaltung und Terrassierung des Grundstücks 

dürfen eine Höhe von 1,0 m nicht überschreiten. Größere Höhen sind durch einen 

horizontalen Versatz von mindestens 1,0 m zu terrassieren. Die Vorschriften zur 

Außenraumgestaltung von Privatgrundstücken gelten nicht bei der Sicherung des 

Geländes zur Herstellung der öffentlichen Erschließung. 

6. Einfriedungen 

(§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Zulässige Arten der Einfriedung: 

• Lebende Einfriedungen aus Heckenpflanzungen. Hierfür sind 

standortgerechte Arten zu verwenden. Geeignete Gehölzarten sind der 

Internetseite der Gemeinde Bietigheim zu entnehmen 

(https://www.bietigheim.de/web/leben_bauen_pflanzliste.html). 

• Holzlattenzaun mit senkrechter oder waagerechter Verbretterung, 

unter der Bedingung, dass sie den Wasserabfluss nicht behindern. 

• Tote Einfriedungen aus Metall mit mindestens einseitig lückenlos 

hinterpflanzten Zäunen bis zu einer Höhe von 0,80 m über Oberkante der 

an die Grundstücksgrenze angrenzenden Verkehrsflächen, unter der 

Bedingung, dass sie den Wasserabfluss nicht behindern. Abweichend 

hiervon sind für Anlagen für soziale Zwecke höhere Einfriedungen aus 

Metall zulässig, soweit diese aus Gründen des Schutzes, der Betreuung, 

der Sicherheit oder der pädagogischen bzw. therapeutischen Nutzung 

erforderlich sind. 

Unzulässig für Einfriedungen ist die Verwendung von Kunststoffen aller Art und 

Stacheldraht.  

Darüber hinaus gilt für Einfriedungen das Nachbarrecht Baden-Württemberg und 

die Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (siehe Teil E – Hinweise). 

7. Errichtung von PV-Anlagen 

Auf und an Dächern, Fassaden und Einfriedungen sind Photovoltaikanlagen 

gemäß § 50 Abs. 1 LBO in jeder Ausführung und Größe verfahrensfrei zulässig. 

Diese sind auch dann zulässig, wenn für den Anbringungsort besondere 

gestalterische Vorgaben bestehen. 

8. Niederspannungsfreileitungen 

(§ 74 (1) Nr. 5 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig. 

9. Zahl der nachzuweisenden Stellplätze 

(§ 74 (2) Nr. 2 LBO) 

https://www.bietigheim.de/web/leben_bauen_pflanzliste.html
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Je Wohneinheit im Betreuten Wohnen sind mindestens 0,9 Stellplätze 

nachzuweisen. Bruchzahlen sind aufzurunden. 

10. Anlagen zum Umgang mit Niederschlagswasser 

(§ 74 (3) Nr. 2 LBO) 

Wird im Laufe des Verfahrens ergänzt. 
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Teil E – Hinweise, nachrichtliche Übernahmen und Kennzeichnungen 

1. Artenschutz 

Um das Töten von Individuen (Vögel) im Zusammenhang mit der Zerstörung 

potenzieller Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu vermeiden, ist der Abriss der 

Gebäude sowie die Fällungen von Gehölzen außerhalb der Vogelbrutzeit 

auszuführen. Die Arbeiten sind demnach zwischen September und Ende 

Februar durchzuführen. In diesem Zeitraum sind auch die beiden alten, aktuell 

nicht besetzten Nistkästen an dem Gebäude in der Wilhelmstraße 5 zu 

entfernen. 

Weitere Maßnahmen zur dauerhaften Sicherung der ökologischen Funktion von 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 

bzw. von Vogelarten der Vogelschutzrichtlinie sind nicht erforderlich. 

2. Verzicht auf Schottergärten 

Die nicht überbauten Flächen müssen Grünflächen sein, soweit diese Flächen 

nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. Schotterungen 

zur Gestaltung von privaten Gärten sind grundsätzlich keine andere zulässige 

Verwendung im Sinne des § 9 (1) LBO. 

Das Planungsgebiet hat unter anderem eine Bedeutung als Nahrungshabitat für 

verschiedene Tierarten. Auf großflächig angelegten Steinflächen entfällt diese 

Funktion. Daher ist eine Gestaltung von Gärten als Schottergärten nicht 

zulässig. Dies entspricht auch § 21a des NatSchG Baden-Württemberg. 

Schotterflächen sind z.B. für Stellplätze und Wege gestattet, nicht jedoch als 

flächiges Element in der Gartengestaltung. Gartenanlagen sollen 

insektenfreundlich gestaltet und Gartenflächen vorwiegend begrünt werden. 

3. Belange des Denkmalschutzes 

Auf die Einhaltung der Bestimmungen der §§ 20 und 27 DSchG wird verwiesen. 

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder 

Befunde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde oder 

Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde 

(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde 

(Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis 

zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand 

zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das 

Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Verkürzung der Frist 

einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) 

wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer 

Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

4. Grundwasserschutz 

Das anfallende häusliche Schmutzwasser ist an die Kanalisation 

anzuschließen. Das auf neu versiegelten Flächen anfallende 

Niederschlagswasser ist auf den Grundstücken dezentral zu versickern. Die 

Anforderungen der in Baden-Württemberg gültigen Normen, Richtlinien, 
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Arbeitshilfen, Gesetze und Verordnungen zum Umgang mit Regenwasser in 

Siedlungsgebieten sowie die Satzungen der Gemeinde Bietigheim sind zu 

berücksichtigen. Für die Wahl des geeigneten Entwässerungssystems sind die 

Flächenbelastung, die Reinigungsleistung von Behandlungsanlagen sowie der 

Schutzstatus des Grundwassers ausschlaggebend. 

Aufgrund der Lage des Plangebietes in der Wasserschutzgebietszone III und 

IIIA des „Rheinwaldwasserwerks 43“ (LfU-Nr. 216043), muss dem 

Grundwasserschutz bei den Arbeiten und der Benutzung der Flächen eine 

besondere Bedeutung zukommen. Auf die gültige Schutzgebietsverordnung 

wird hingewiesen. Belange der Grundwasserneubildung sowie des 

Grundwasserschutzes der geplanten Bebauung dürfen nicht entgegenstehen. 

Das Errichten und Erweitern oder die Umgestaltung von sonstigen baulichen 

Anlagen ist nur zulässig, wenn die erforderlichen Schutzvorkehrungen gegen 

eine Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige 

Veränderung seiner Eigenschaften getroffen werden. 

Auf folgende mögliche Risiken durch erneute Bebauung des Gebietes sowie 

Erschließungsarbeiten und Bauausführungen wird besonders verwiesen: 

• nicht schadloses Versickern von Niederschlagwasser aus befestigten 

Flächen oder Ableitung von Niederschlagswässern/Abwässern 

(Mischwasser) in Oberflächengewässer, 

• dem Bau und Betrieb von Abwasseranlagen und -leitungen, 

• dem Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, 

• dem Errichten und Erweitern von Anlagen zum Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen im Sinne von § 62 WHG, 

• dem Verwenden von auswasch- oder auslaugbaren und 

wassergefährdenden Materialien, insbesondere durch dauerhaft ins 

Grundwasser einzubringende Bauwerke und Materialien oder durch den 

Bau von Verkehrsanlagen und von Lärmschutzwällen sowie für 

Aufschüttungen, 

• dem Neu-, Um- und Ausbau von Straßen, Parkplätzen und sonstigen 

Verkehrsflächen (auch im privaten Bereich), 

• dem Anlegen und Erweitern von Drainagen, 

• durch Verwendung von Schmierstoffen im Bereich Verlustschmierung 

und als Schalöle bei der Bauausführung, 

• das Abteufen von Bohrungen evtl. bis ins Grundwasser oder die sonstige 

Erschließung des Grundwassers. 

Es ist sicherzustellen, dass die Bautätigkeit der Erschließungsträger und der 

Bauherren flächendeckend durch eine Bauaufsicht überwacht und die 

Einhaltungen der grundwasserschützenden Ausführungsbestimmungen 

entsprechend durchgesetzt werden. Ziel muss die nachhaltige Sicherung des 

Grundwasserschutzes und der Grundwasserneubildung sein. Gemäß der 

aktuellen Schutzgebietsverordnung sind Bohrungen sowie das Errichten und 

Erweitern von sonstigen baulichen Anlagen in der Zone IIIB nur zulässig, wenn 
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eine Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige 

Veränderung seiner Eigenschaften nicht zu besorgen ist. 

Dachdeckungen und Dachinstallationen 

Die Verwendung von unbeschichteten Metallen wie Zink, Blei, Kupfer und 

anderen Materialien ist nur zulässig mit wasserrechtlicher Erlaubnis. 

5. Hochwassergefahrenkarten und Starkregenrisikokarten 

Von Starkregen spricht man, wenn es in kurzer Zeit und lokal begrenzt, intensiv 

regnet. Der Deutsche Wetterdienst spricht von Starkregen bzw. auch 

Starkniederschlag, wenn in einer Stunde mehr als 10 Millimeter 

beziehungsweise in 6 Stunden mehr als 20 Millimeter Regen fallen. Gerade in 

den Sommermonaten verursacht Starkregen in Verbindung mit heftigen 

Gewittern oft große Schäden, denn im Gegensatz zu Hochwasser an großen 

Flüssen ist der genaue Ort und Zeitpunkt kaum vorherzusagen und kann für die 

Betroffenen sehr überraschend auftreten. 

Auch in der Ebene können Starkniederschläge Überflutungen verursachen. Da 

die großen Wassermengen zumeist über den Bemessungsgrenzen der 

Kanalnetze liegen, können sie weite Flächen schnell unter Wasser setzen. 

Insbesondere die Bebauung und Infrastruktur in den Senken können dabei 

erheblich geschädigt werden. 

Weitere Hinweise zum Thema, wie Kartenausschnitte und das 

Handlungskonzept für Bietigheim ist folgender Internetseite der Gemeinde 

Bietigheim zu entnehmen:  

https://www.bietigheim.de/web/leben_bauen_starkregenrisikomanagement.ht

ml 

6. Geologie und Rohstoffe 

Allgemeine Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden 

Geologischen Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen 

Bohrdaten der Homepage des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen 

werden. Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im 

Internet unter der Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung 

LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) abgerufen werden kann. 

7. Kampfmittel  

Aufgrund von Permanentstörern (z.B. ferromagnetische Auffüllungen, 

Bauwerksteile etc.) und sonstiger Gegebenheiten ist eine vorangehende 

Kampfmittelräumung nicht zielführend. Für Arbeiten in Auffüllungen und 

Arbeitsräumen der Nachkriegszeit sowie für die Herstellung der 

Trafofundamente bis 1m Tiefe werden außer einer Sicherheitsbelehrung des 

Baustellenpersonals durch den KMBD BW bevor Aufnahme der Arbeiten keine 

weiteren Maßnahmen empfohlen. Ziel hierbei ist eine Sensibilisierung der 

ausführenden Mitarbeiter sowie ein Handlungsratgeber bei Auffinden von 

Munition.  
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Für Erdarbeiten tiefer als 1m (außerhalb von Nachkriegsauffüllung) bis zum 

Erreichen einer sondierfähigen Sohle oder Endtiefe wurde eine baubegleitende 

Sondierung durch einen Befähigungsscheininhaber (§20 SprengG) empfohlen. 

Hierbei findet eine vorangehende Sondierung je Abtragungsschicht mit 

anschließender visueller Untersuchung des schichtweisen Erdabtrages statt. 

Grundlage für den Hinweis ist das Schreiben des Regierungspräsidiums 

Stuttgart, Polizeirecht, Feuerwehr, Katastrophenschutz, Rettungsdienst, KMBD 

vom 30.07.2025 mit dem Aktenzeichen: 16-1115.8/RA-2330, Betreff: 

Geländeüberprüfung auf Kampfmittel (KMBD). 

Anfang 2026 fand für den Bereich Wilhelmstraße 5 und 7 eine Kampfmittel-

sondierung statt. Die Untersuchung der Hettmannsberger Bohrgesellschaft 

(Ergebnisbericht vom 12.02.2026)  kommt zum Schluss: 

1. Eine Freigabe gilt nicht in Bezug auf Kabel und Leitungen 

2. Für die bauseits angegebenen Bohransatzpunkte wurden insgesamt 3 

Tiefensondierungen bis 6,0 m sondiert und freigemessen 

3. Es wurden keine Hinweise auf eventuell vorhandene Kampfmittel entdeckt.  

4. Hiermit werden die von der Firma Hettmannsberger Bohrgesellschaft 

erkundeten Bohransätze freigegeben und sind strikt einzuhalten.  

8. Bodenschutz und Erdaushub 

Durch das Abschieben des Oberbodens (Mutterboden) zu Beginn von 

Erdarbeiten, eine fachgerechte Zwischenlagerung und eine fachgerechte 

Wiederverwendung auf angelegten Freiflächen ist der Verlust von belebtem 

Oberboden zu verringern. 

Mutterboden darf nicht überschüttet werden. Für die Lagerung bis zur 

Wiederverwertung ist der Mutterboden maximal 2,00 m hoch locker 

aufzuschütten, damit die erforderliche Durchlüftung gewährleistet ist. Vor 

Wiederauftrag des Mutterbodens sind Unterbodenverdichtungen durch 

Auflockerung zu beseitigen. 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes 

(BodSchG), insbesondere auf § 4 BodSchG, wird hingewiesen. 

Auf Grundlage von § 3 des Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetzes ist der im 

Bebauungsplangebiet überschüssig anfallende Erdaushub ordnungsgemäß 

und schadlos zu verwerten oder zu entsorgen. 

9. Photovoltaikpflicht und Dachbegrünung 

In § 8a (7) Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg wird vorgegeben, dass eine 

öffentlich-rechtliche Pflicht zur Dachbegrünung bestmöglich mit der 

Photovoltaikpflicht in Einklang gebracht werden muss. Dabei schließt die eine 

Pflicht die andere nicht aus. Fällt die Photovoltaikpflicht wie im Falle dieses 

Bebauungsplanes mit einer öffentlich-rechtlichen Pflicht zur Dachbegrünung 

zusammen, reduziert sich der Umfang der Mindestnutzung für die Photovoltaik 
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um die Hälfte. Um die Photovoltaikpflicht zu erfüllen, reicht es somit im Regelfall 

aus, wenn eine Photovoltaikanlage mit einer Mindestmodulfläche im Umfang 

von 30 Prozent der Eignungsfläche, anstelle der sonst geforderten 60 Prozent, 

installiert wird. 

Aus der Kombination von Dachbegrünung und solarenergetischer Nutzung 

können sich gegenseitige Synergieeffekte wie etwa die Senkung von 

Temperaturspitzen und damit ein höherer Energieertrag von 

Photovoltaikmodulen ergeben. Beide Komponenten müssen jedoch hinsichtlich 

Bauunterhaltung und Pflege aufeinander abgestimmt sein. 

Bei der Installation von Photovoltaikanlagen und Anlagen zur solarthermischen 

Nutzung auf der Dachfläche empfiehlt sich eine „schwimmende" Ausführung 

ohne Durchdringung der Dachhaut. Entsprechende Unterkonstruktionen (zum 

Beispiel spezielle Drainageplatten) erlauben die zusätzliche Nutzung der 

Begrünungssubstrate als Auflast zur Sicherung der Solaranlage gegen 

Sogkräfte. 

Die Solarmodule sind nach Möglichkeit in aufgeständerter Form mit 

ausreichendem Neigungswinkel und ausreichend Abstand zur Begrünung 

auszuführen. Es ist sicherzustellen, dass die Anforderungen an eine dauerhafte 

Begrünung und Unterhaltungspflege erfüllt sind. Flache Installationen sind zu 

vermeiden oder mit ausreichendem Abstand zur Bodenfläche auszuführen, so-

dass auch hier eine Begrünung darunter möglich bleibt und die klimatische 

Funktion nicht unzulässig eingeschränkt wird. 

10. Haustechnische Anlagen 

Bei der Aufstellung von Luftwärmepumpen, Klima- und Lüftungsgeräten 

außerhalb überbaubarer Flächen wird auf die allgemeine Zulassungs-

möglichkeit nach § 23 Abs. 5 BauNVO verwiesen. Deshalb wird auf eine 

Festsetzung im Bebauungsplan verzichtet.  

Für haustechnische Anlagen wie Luftwärmepumpen, Klima- und 

Lüftungsgeräten gelten die immissionsschutzrechtlichen Anforderungen der 

Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm). Diese Anlagen 

erzeugen Geräuschimmissionen, die insbesondere nachts im Wohnumfeld 

störend wirken können. Daher sind geeignete Standorte, Geräte und 

Lärmminderungsmaßnahmen nach dem Stand der Technik auszuwählen. 

Der jeweilige Standort soll im maximalen Abstand zu schützenswerten 

Immissionsorten in der Nachbarschaft wie Schlaf- und Wohnräume sowie 

Außenwohnbereiche wie Terrassen und Balkone liegen. Zusätzliche 

Schallbelastungen – beispielsweise durch Reflexion an den Wänden und Böden 

– sind möglichst zu verhindern. Die Möglichkeit einer Kapselung 

(Schalldämmgehäuse) und akustisch entkoppelten Aufstellung gegen den 

Untergrund (und ggf. gegen Wände) sind in der Konzeption zu berücksichtigen. 

Als Hilfestellung dient der „LAI-Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes 

gegen Lärm bei stationären Geräten in Gebieten, die dem Wohnen dienen“ der 

Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz. Insbesondere die 
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Kurzfassung für Luftwärmepumpen soll dabei unterstützen, die 

Geräuschproblematik dieser Geräte bei Planung, Auswahl, Errichtung und  

 Betrieb zu berücksichtigen. 

 Die von den aufgestellten haustechnischen Anlagen ausgehenden 

Geräuschemissionen dürfen am maßgeblichen Immissionsort die folgenden 

Werte nicht überschreiten:  

 

Der Messpunkt befindet sich hierbei 0,5 m außerhalb des geöffneten Fensters 

des vom Geräusch am stärksten betroffenen schutzbedürftigen Raumes. 

11. Auffüllungen/ Aufschüttungen 

Am 1. August 2023 ist die Mantelverordnung in Kraft getreten. Diese umfasst 

unter anderem die neue Ersatzbaustoffverordnung und eine Neufassung der 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung. 

Bei Auffüllungen und Aufschüttungen im Rahmen von Baumaßnahmen ist die 

Mantelverordnung zu beachten. Diese löst die technischen Regeln der 

„Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums Baden-Württemberg für die 

Verwertung von als Abfall eingestuftem Bodenmaterial“ (VwV Boden) ab. 

12. Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen 

Die Vorgabe der Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) zu 

Sichtfeldern sind zu berücksichtigen. Sichtfelder (z. B. im Bereich von privaten 

Ein- und Ausfahrten) sind in einer Höhe zwischen 0,80 m und 2,50 m zur 

Vermeidung von Sichteinschränkungen dauerhaft freizuhalten. 

13. Einfriedungen  

Sofern keine anderweitigen Regelungen zu Einfriedungen im Plangebiet 

getroffen sind, gilt das Nachbarrechtsgesetz Baden-Württemberg.  

14. Normen und Richtlinien 

Sofern im Rahmen der textlichen Festsetzungen Bezug auf DIN-Normen und 

Richtlinien genommen wird, können diese während der allgemeinen 

Öffnungszeiten beim Bauamt im Rathaus Bietigheim, Malscher Straße 22, 

76467 Bietigheim eingesehen werden. 

Maßgeblicher 
Immissionsort 

Beurteilungspegel 

 tags 

(06:00 – 22:00 Uhr) 

nachts 

(22:00 – 06:00 Uhr) 

Allgemeines 
Wohngebiet (WA) 

55 dB(A) 40 dB(A) 
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Teil F – Begründung 

1. Planerfordernis, Zielsetzung und Konzept  

Ein wichtiges Planungsziel der Gemeinde Bietigheim ist die Sicherung sowie der 

gezielte Ausbau an Einrichtungen für Ältere Menschen und Menschen mit 

Behinderung. Mit dem „Ensemble am Kirchplatz“ entsteht in zentraler Lage von 

Bietigheim ein innovatives, kleinteilig strukturiertes Quartier, das soziale Teilhabe, 

Pflege, Inklusion und Nahversorgung miteinander verbindet. Ziel ist die Schaffung 

eines lebendigen, durchmischten Angebots, das sowohl für ältere Menschen, 

Menschen mit Behinderung als auch für die gesamte Bevölkerung offen und 

nutzbar ist.  

Das Ensemble vereint verschiedene Einrichtungen unter einem gemeinsamen 

städtebaulichen und sozialen Dach und wird durch das „Haus für gehandicapte 

Menschen“ ergänzt – ein weiterer wichtiger Baustein für Inklusion und 

barrierefreies Wohnen. Die Besonderheiten und der Mehrwert entstehen durch:  

• Soziale Durchmischung: Kombination aus Pflege, Wohnen, Gewerbe und 

Begegnung.  

• Inklusion: durch gezielte Angebote für Menschen mit Behinderung und 

ältere Menschen.  

• Zentrale Lage: fußläufig erreichbar, gute Anbindung an öffentliche 

Infrastruktur.  

• Kooperationen: zwischen kirchlichen, kommunalen und sozialen Trägern.  

• Nachhaltigkeit: durch kompakte Bauweise, gemeinschaftlich genutzte 

Flächen und kurze Wege.  

1.1. Bausteine und Nutzungen 

Das Quartier gliedert sich in folgende funktionale Einheiten:  

 Tagespflege (ca. 318 m²)  

• Betreiber: Caritasverband Rastatt 

• Eigentum: CV-Rastatt 

• Angebot für ältere Menschen mit Pflegebedarf, mit geschütztem 

Gartenbereich zur Erholung und Aktivierung 

 Kirchenraum (ca. 118 m²) 

• Betreiber: Katholische Kirche Bietigheim 

• Eigentum: Gemeinde Bietigheim 

• Offener Raum für spirituelle Angebote, Andachten und kulturelle 

Veranstaltungen 

 Bäckerei mit Café und öffentlichen Toiletten (ca. 150 m²) 

• Betreiber Café: Bäckereibetrieb 

• Eigentum: Gemeinde Bietigheim 

 Gewerbeeinheit (ca. 222m²) 

• Betreiber: Praxis für Physiotherapie 
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• Eigentum: Praxis für Physiotherapie 

• Gesundheitsdienstleistung mit Synergien zur Tagespflege und betreutem 

Wohnen. 

 Betreutes Wohnen (ca. 1.570 m²) 

• Betreuer: Sozialstation CV 

• Eigentum: FWD / Einzeleigentümer 

• Wohnform für ältere Menschen mit Unterstützungsbedarf, barrierefrei und 

mit Betreuungskonzept. 

 Haus für gehandicapte Menschen 

• Betreiber: Lebenshilfe Rastatt 

• Eigentum: Gemeinde Bietigheim  

• Wohn- und Lebensraum für Menschen mit Behinderung, mit Fokus auf 

Selbstbestimmung und Teilhabe. 

1.2. Städtebauliche Einbindung und Außenräume  

 Gebäude  

Das "Ensemble am Kirchplatz" besteht aus mehreren III-geschossigen 

Giebelhäusern, die sich analog der historischen städtebaulichen Struktur und ihren 

Firstrichtungen in den Bereich zwischen Kirchstraße und Wilhelmstrasse einfügen. 

Ein Laubengang verbindet mehrere Segmente zu einem eigenen 

Gebäudekomplex, der vis-a-vis der Kirche einen kleinen Taschenplatz ausbildet. 

Diese Erweiterung des bestehenden Kirchplatzes erzeugt die Hauptadresse des 

Vorhabens und bildet Zugänge zu mehreren öffentlichen und halb-öffentlichen 

Nutzungen im Erdgeschoss aus. Dazu zählen eine Physiotherapie-Praxis, ein 

Bäckerei-Café, die Tagespflege, Flächen für die Kirchengemeinde sowie eine 

öffentliche WC-Anlage.  

 Wohnungen  

Im 1. und 2.OG entstehen insgesamt 24 Wohnungen (2- und 3-Zimmer) für 

Senioren im Segment des Betreuen Wohnens. Im nord-östlichen Bereich des 

Areals ist ein separater Baukörper als "Haus für Menschen mit Behinderung" 

vorgesehen. Hier werden 3 Wohngruppen für 18 Bewohner geplant sowie 5 

zusätzliche 1-Zi-Apartments. Dieses Haus ist über eine barrierefreie Durchwegung 

und aneinander angrenzende Freibereiche im Gartenhof direkt mit dem Haupthaus 

verbunden.  

 Parkierung  

Die Parkierung erfolgt in einer Tiefgarage mit 22 Stellplätzen, die von der 

Kirchstraße erschlossen wird. Im Zufahrtsbereich gibt es 3 weitere oberirdische 

Stellplätze, die für die Andienung und den Betrieb der Tagespflege vorgesehen 

sind. An der Wilhelmstrasse entstehen zusätzlich 8 oberirdische Stellplätze für das 

dortige "Haus für Menschen mit Behinderung". Die Gesamtanzahl der Stellplätze 

wurde nach Abstimmung des tatsächlichen Bedarfs, den Vorgaben der VwV 

Stellplätze und einem Stellplatzfaktor von 0,9 Stp./ Wohnung im Segment des 

Betreuen Wohnens ermittelt. Im Untergeschoss befindet sich ein Abstellraum für 

insgesamt 30 Fahrräder, ergänzt durch oberirdische Abstellmöglichkeiten im 

Bereich des rückwärtigen Zugangs zum Haupttreppenhaus. 
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1.3. Energiestandard und bauliche Qualitäten  

Das Material- und Energiekonzept leitet sich ab aus einer ganzheitlichen 

Lebenszyklusbetrachtung. Ziel ist es dabei, die Umwelt- und Klimawirkungen der 

Gebäude auf ihre gesamte Lebensdauer betrachtet zu minimieren.  

Durch eine gut gedämmte Gebäudehülle und durch ein durchdachtes und 

zukunftsfähiges Wärmeversorgungskonzept in Form von effizienten 

Wärmepumpen in Verbindung mit der Nutzung von Photovoltaik wird der 

Primärenergiebedarf für Heizung und Warmwasserbereitung deutlich unter die 

gesetzlichen Anforderungen abgesenkt.  

Zusätzliche Maßnahmen, die den Betriebsenergiebedarf weiter reduzieren, sollen 

im weiteren Projektverlauf untersucht werden, um ggf. über den selbst gesetzten 

Mindeststandard nach GEG hinauszukommen (z. B. Effizienzhausstufe 40).  

Wenige Materialien und knappe Details bestimmen das Erscheinungsbild der 

Gebäude. Die vorhandenen Fenster sind überwiegend bodentief und großzügig 

dimensioniert. Damit erscheinen auch kleinere Räume hell und großzügig und 

solare Wärmegewinne können erzielt werden.  

Unverschattete Dachflächen werden mit PV-Anlagen belegt und der erzeugte 

Strom soll idealerweise über einen Contractor der Bewohnerschaft in Form von 

Mieterstrom angeboten werden. Auf diese Weise kann ein beträchtlicher Anteil des 

Nutzerstroms regenerativ erzeugt werden. Zusätzlich kann die in der Tiefgarage 

vorgesehene Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge anteilig mitversorgt werden.  

Damit die hier benannten Ziele verlässlich erreicht werden, wird die Planung von 

Beginn an interdisziplinär angegangen, unter Einbeziehung von Fachplanern für 

nachhaltige Energiekonzepte und umweltverträgliche Materialien. Als Leitlinien 

dienen dabei die Kriterienkataloge der DGNB, so dass sichergestellt ist, dass alle 

Nachhaltigkeitsaspekte in der Planung berücksichtigt werden – auch wenn eine 

formale Zertifizierung nicht zwingend angestrebt werden muss. 
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Abbildung: Architektenplanung (Quelle: Bilger Fellmeth, Stand 17.04.2026) 

2. Regionalplan 

Der von der Verbandsversammlung am 28. Mai 2025 als Satzung beschlossene 

Regionalplan 2025 der Region Karlsruhe wurde am 12.06.2025 beim Ministerium 

für Landesentwicklung und Wohnen Baden-Württemberg gemäß §13 Absatz 1 

LplG angezeigt. Das Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen Baden-

Württemberg hat bis zum Ablauf der Sechsmonatsfrist am 12.12.2025 keine 

Einwendungen erhoben und wurde deshalb am 15.12.2025 öffentlich bekannt 

gemacht. Durch die öffentliche Bekanntmachung der Anzeige beim Ministerium für 

Landesentwicklung und Wohnen Baden-Württemberg ist der Regionalplan 2025 

für die Region Karlsruhe gemäß § 13 Absatz 4 Satz 2 LplG verbindlich.  

Das Plangebiet ist als Siedlungsfläche Bestand (überwiegend Wohn-/ 

Mischnutzung) festgesetzt. Somit entspricht die Planung den Zielen des 

Regionalplans. 

3. Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan (FNP) 

Im gültigen Flächennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbandes Durmers-

heim, 3. Änderung, Rechtswirksamkeit am 25.09.2020, ist das Plangebiet als 

Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule“ dargestellt. Die 

geplante Nutzung entspricht demnach nicht der Festlegung im FNP. Da es sich 

um ein beschleunigtes Verfahren gem. § 13a BauGB handelt, wird der 

Flächennutzungsplan nach Rechtskraft des vorliegenden vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans auf dem Wege der Berichtigung angepasst.  
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4. Bestehendes Baurecht 

Das Plangebiet ist Teil des Bebauungsplanes „Alter Ortskern“ aus dem Jahr 2020. 

Dieser setzt für den Bereich eine Gemeinbedarfsfläche mit den 

Zweckbestimmungen „Schule, Bildungseinrichtungen“ sowie „Kirchen, Gebäude 

für kirchliche Zwecke“ fest. Somit widerspricht der bestehende Bebauungsplan 

teilweise den Planungszielen. Um Planungsrecht für das Vorhaben zu schaffen 

und um die Planungsziele der Gemeinde Bietigheim sowie die städtebauliche 

Entwicklung und Ordnung zu sichern, ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes 

erforderlich. Da es bereits eine konkrete Planung sowie einen Vorhabenträger gibt, 

soll es sich um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit der Einbeziehung 

einzelner Flächen außerhalb des Bereichs des Vorhaben- und Erschließungsplans 

handeln. 

5. Abgrenzung und Größe des Plangebiets/ Eigentumsverhältnisse/ Örtliche 

Gegebenheiten 

Das Plangebiet befindet sich in zentraler Ortslage der Gemeinde Bietigheim und 

grenzt östlich an den Kirchplatz der Kirche „Heilig Kreuz“, zwischen der 

Kirchstraße und der Wilhelmstraße gelegen, an. Im Plangebiet befinden sich 

derzeit noch die Grundschule mit Sporthalle der Gemeinde Bietigheim. Da diese 

jedoch an eine andere Stelle im Ort umzieht, steht der Bereich einer neuen 

Nutzung zur Verfügung. 

Das Plangebiet in der Gemarkung Bietigheim umfasst die Flurstücke mit den 

Nummern 247, 248 und 250 vollständig sowie Teile der Flurstücke 138/4 und 5727 

entlang der Kirchstraße bzw. Wilhelmstraße. 

Die maßgebliche Abgrenzung des Geltungsbereichs ist dem zeichnerischen Teil 

zu entnehmen. Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 4.127 m². 

Es liegen keine topografischen Besonderheiten vor. 

6. Verfahrenswahl 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Ensemble am Kirchplatz“ wird im 

beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt. 

Das beschleunigte Verfahren gem. § 13a BauGB kann für Bebauungspläne 

angewendet werden, die der Innenentwicklung, Wiedernutzbarmachung von 

Flächen, Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der Innenentwicklung 

dienen. Diese Bebauungspläne unterliegen keiner förmlichen Umweltprüfung. 

Die Voraussetzungen für die Anwendung des beschleunigten Verfahrens sind im 

vorliegenden Fall gegeben: 

• Es handelt es sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung i.S.d. § 13a 

BauGB. 

• Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von 

Schutzgütern im Sinne des § (6) Nr. 7b BauGB. 

• Vorhaben, die eine Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern, sind nicht 

geplant. 
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• Die Grundflächen liegen unter dem gesetzlichen Schwellenwert von 20.000 

qm. Deshalb kann das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB 

durchgeführt werden. 

7. FFH-Schutzgebiete und Biotope 

FFH-Schutzgebiete liegen nicht im und grenzen nicht an den Geltungsbereich an. 

Somit ist nicht davon auszugehen, dass sich die Planung direkt auf FFH-

Schutzgebiete auswirkt. Innerhalb des Geltungsbereichs und direkt angrenzend 

sind keine Biotope kartiert. 

8. Artenschutz 

Zur Klärung artenschutzrechtlicher Belange ist eine artenschutzrechtliche 

Ersteinschätzung (Mai 2025) erarbeitet worden (Wald + Corbe, Hügelsheim). 

Zusammenfassend kommt das Gutachten zu folgendem Ergebnis: 

Die in Baden-Württemberg vorkommenden Anhang IV-Arten wurden hinsichtlich 

potenzieller Vorkommen im Bereich des Vorhabens abgeprüft. Eine Begehung am 

28. April 2025 zur artenschutzrechtlichen Ersteinschätzung ergab keine Hinweise 

auf relevante Vorkommen dieser Arten. 

Bei den Vogelarten sind überwiegend gewöhnliche und weit verbreitete Arten 

vorhanden bzw. werden erwartet. Diese Arten können im Gebiet brüten bzw. 

können im Verlauf des Jahres Nester anlegen. Essenzielle Habitatstrukturen für 

Vögel sind im Geltungsbereich nicht vorhanden. 

Bei Umsetzung der empfohlenen Maßnahmen und Durchführungszeiten werden 

nach derzeitigen Erkenntnissen keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG 

Abs. 1 bis 4 ausgelöst. 

9. Erschließung 

Die Erschließung sowie die technische Ver- und Entsorgung erfolgen über die 

bereits bestehenden Straßen „Kirchstraße“ und „Wilhelmstraße“. 

10. Immissionsschutz 

Zur Klärung immissionsschutzrechtlicher Belange wurde ein 

Schallschutzgutachten erarbeitet (Kohnen Berater & Ingenieure GmbH & Co. KG 

in Kooperation mit Konzept dB Plus GmbH, Stand 24.04.2026).  

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens sind folgende Lärmarten 

untersuchungsrelevant: 

Verkehrslärm im Plangebiet:  

Es sind die Geräuscheinwirkungen der Verkehrslärmquellen im Plangebiet zu 

ermitteln und zu beurteilen. Untersuchungsrelevant sind die K 3720 (Kirchstraße) 

und die Malscher Straße. Die Basis hierzu waren Verkehrszahlen des 

Ingenieurbüros für Verkehrswesen Koehler & Leutwein Stand 19.09.2025 

bereitgestellt. 
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Lärm von Parkierungsanlagen:  

Durch die Bündelung des ruhenden Verkehrs in einer oder wenigen Par-

kierungsanlagen können im Umfeld von Quartiersgaragen oder 

Tiefgaragenzufahrten erhebliche Geräuscheinwirkungen entstehen. Je nach 

Nutzung der Parkierungsanlage (überwiegend gewerblich bzw. überwiegend für 

Wohnnutzungen) sind die Geräuscheinwirkungen unterschiedlich zu beurteilen. 

Auf Ebene des Bauleitplanverfahrens ist die Untersuchung des Anlagenlärms vom 

Grundsatz her vorzunehmen. Weiterhin erfolgte eine Ermittlung und Bewertung 

der Geräuscheinwirkungen aufgrund der Nutzung der Stellplätze in der Tiefgarage 

und auf oberirdischen Stellplätzen. Daher erfolgte eine Ermittlung und Bewertung 

der Geräuscheinwirkungen aufgrund der Nutzung der Stellplätze in der Tiefgarage 

und auf oberirdischen Stellplätzen. 

Gewerbelärm aus dem Plangebiet:  

Es muss sichergestellt werden, dass durch die geplante Ausweisung emittierender 

gewerblicher Nutzungen für die bestehenden gewerblichen Nutzungen keine 

Einschränkungen der Betriebstätigkeiten hervorgerufen werden (Bestandsschutz) 

und keine schädlichen Umwelteinwirkungen aufgrund des Gewerbelärms an 

schutzbedürftigen Nutzungen außerhalb des Plangebiets vorliegen. Daher wurden 

beispielhaft die schalltechnischen Auswirkungen eines Cafés innerhalb des 

Plangebiets untersucht und bewertet. 

Zunahme des Verkehrslärms:  

Durch die Entwicklung des Plangebiets wird zusätzlicher Verkehr auf den 

vorhandenen Straßenabschnitten generiert. Die planbedingte Zunahme des 

Verkehrslärms ist im Einzelfall zu prüfen und zu beurteilen. Dabei sind neben der 

Lärmzunahme weitere Aspekte u. a. die Lage des Plangebiets und die 

Erwartbarkeit der Verkehrszunahme zu berücksichtigen.  

Zusammenfassend kommt das Gutachten zu folgendem Ergebnis: 

Die beurteilungsrelevanten Lärmarten sind getrennt voneinander untersucht und 

bewertet worden. Die schalltechnische Untersuchung kommt zu den folgenden 

Ergebnissen. 

Verkehrslärm 

Im Umfeld des Plangebiets befinden sich beurteilungsrelevante Straßen 

(Kirchstraße, Malscher Straße). Die Beurteilung von Geräuscheinwirkungen durch 

Verkehrslärm, der von bestehenden, baulich nicht geänderten Straßenabschnitten 

ausgeht, erfolgt einzelfallbezogen. Grundsätzlich gilt: Je höher die Lärmbelastung 

durch Verkehrslärm im Plangebiet ist,  

• desto gewichtiger müssen die für die Planung einer schutzbedürftigen 

Nutzung sprechenden städtebaulichen Belange sein und  

• umso mehr muss die Kommune die planerischen, baulichen und 

technischen Möglichkeiten zur Verhinderung der Lärmauswirkung 

ausschöpfen. 

Für das Plangebiet sind sowohl am Tag (06.00-22.00 Uhr) als auch in der Nacht 

(22.00-06.00 Uhr) Geräuscheinwirkungen ermittelt worden, die überwiegend 
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unterhalb des niedrigsten Schwellenwerts, den Orientierungswerten der 

DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) 

am Tag und 45 dB(A) in der Nacht liegen.  

Durch das geringfügige Überschreiten der Orientierungswerte der DIN 18005 

entlang der Kirchstraße wird empfohlen, an Fassadenabschnitten mit 

Geräuscheinwirkungen durch Verkehrslärm über 45 dB(A) in der Nacht für zum 

Schlafen genutzte Räume schalldämmende Lüfter oder gleichwertige Maßnahmen 

technischer Art vorzusehen, die bei geschlossenen Fenstern eine ausreichende 

Belüftung sicherstellen.  

Zunahme des Verkehrslärms 

Für die Beurteilung der Zunahme des Verkehrslärms entlang bestehender, baulich 

nicht geänderter Straßen gibt es keine rechtlich fixierte Beurteilungsgrundlage. Die 

schalltechnischen Auswirkungen von städtebaulichen Projekten sind im Einzelfall 

zu diskutieren und zu beurteilen. 

Für die vorliegende Planung führen die Vornutzung der Fläche als Kindergarten, 

die schalltechnisch vorteilhafte Erschließung über die Kirchstraße und die 

vollständig geringfügige Zunahme des Verkehrslärms dazu, dass eine vertiefende 

Untersuchung der Zunahme des Verkehrslärms auf Ebene der Bauleitplanung 

nicht erforderlich wird. Eine Abwägung nachbarlicher Belange ist nicht erforderlich, 

da durch die Geringfügigkeit keine nachbarlichen Belange betroffen sind. 

Lärm von Parkierungsanlagen 

Bei der Untersuchung des Lärms von Parkierungsanlagen sind die 

Geräuscheinwirkungen aufgrund der geplanten Tiefgarage innerhalb des 

Plangebiets zu beurteilen. Weitere Parkierungsanlagen, vor allem die 

oberirdischen Stellplätze, sind aufgrund ihrer geringen Zahl (3 bzw. 6 Stellplätze) 

nicht untersuchungsrelevant. 

Die Geräuscheinwirkungen durch Lärm von Parkierungsanlagen sind anhand 

folgender Beurteilungsgrundlage bewertet worden: 

• Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm. 

Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm werden sowohl am Tag als auch in der 

Nacht sicher eingehalten. Die geplante Tiefgarage ist mit den bestehenden und 

geplanten schutzbedürftigen Nutzungen schalltechnisch verträglich. Aufgrund der 

Einhaltung der Immissionsrichtwerte am Tag und in der Nacht wird die Erarbeitung 

eines Schallschutzkonzepts nicht erforderlich. 

Gewerbelärm 

Durch die Entwicklungsabsicht eines Cafés oder einer vergleichbaren 

gewerblichen Nutzung (bspw. Bäckereifiliale) innerhalb des Plangebiets sind die 

zu erwartenden Geräuscheinwirkungen aufgrund der Andienung mittels 

Lieferwagen untersucht und bewertet worden.  

Die Geräuscheinwirkungen durch Gewerbelärm sind anhand folgender 

Beurteilungsgrundlage bewertet worden: 
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• Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm. 

Die Untersuchung des Gewerbelärms im Zuge des Bebauungsplanverfahrens 

ergibt, dass die Andienung des Cafés im Beurteilungszeitraum Tag (06.00-22.00 

Uhr) unter Berücksichtigung einer geräuscharmen Verladeart möglich und 

schalltechnisch verträglich ist. Unter Berücksichtigung von lärmarmen 

Rollcontainern können der Immissionsrichtwert der TA Lärm für allgemeine 

Wohngebiete von 55 dB(A) am Tag eingehalten und schalltechnisch verträgliche 

Geräuschspitzen sichergestellt werden. Zwar wird der zulässige Spitzenpegel von 

85 dB(A) in allgemeinen Wohngebieten bis 4 dB überschritten. Der zulässige 

Spitzenpegel für ein Mischgebiet, in dem Wohnen regelmäßig zulässig ist, von 90 

dB(A) wird eingehalten. Da eine weitere Reduzierung von Spitzenpegeln 

unverhältnismäßige Maßnahmen erfordern würde (bspw. eingehauste 

Verladezone) und die Entladung von Backwaren nur einmal am Tag stattfindet, 

wird die Überschreitung der zulässigen Spitzenpegel für allgemeine Wohngebiete 

als hinnehmbar eingestuft. 

Dagegen ist eine nächtliche Andienung zwischen 22.00 und 06.00 Uhr aufgrund 

der räumlichen Nähe zu bestehenden und geplanten schutzbedürftigen 

Nutzungen nicht möglich. Im Zuge eines nachgelagerten Bauantragsverfahrens 

sind die immissionsschutzrechtlichen Rahmenbedingungen zu konkretisieren. 

Festsetzungen auf Ebene der Bauleitplanung werden nicht erforderlich. 

11. Klimaschutz und Klimaanpassung 

„Mit Klimaschutz wird das Ziel verfolgt, den Ausstoß von klimarelevanten 

Treibhausgasen wie Kohlendioxid und Methan zu reduzieren, um entsprechend 

dem Vorsorgeprinzip ein Voranschreiten des Klimawandels zu minimieren“ 

(Quelle: Berichte, Bd. 3, 2021, Klimaanpassung/Klimaschutz, s.16, Deutsches 

Institut für Urbanistik (Difu) 2021). 

„Maßnahmen zur Klimaanpassung sind ein vorsorgender Umgang mit nicht mehr 

abwendbaren Folgen des Klimawandels und Extremwetterereignissen und 

minimieren somit Risiken, vermeiden Schäden und schaffen Anpassung an die zu 

erwartenden Veränderungen“ (Quelle: Berichte, Bd. 3, 2021, 

Klimaanpassung/Klimaschutz, s.16, Deutsches Institut für Urbanistik (Difu) 2021). 

In der vorliegenden Plankonzeption wurde die lokalklimatische Situation 

berücksichtigt. Es wurden Festsetzungen getroffen, um die Versiegelung und 

Aufheizung des Gebiets zu reduzieren bzw. so gering wie möglich zu halten sowie 

einen gewissen Grünanteil zu erhalten.  

In einem bereits bebauten Plangebiet beschränken sich die Festsetzungen 

hauptsächlich auf Maßnahmen zur Klimaanpassung.  

Der Klimaschutz besteht darin, dass durch eine verstärkte Innenentwicklung bzw. 

Neuinanspruchnahme von bereits versiegelten Flächen wie im Geltungsbereich, 

Flächen im unbebauten Außenbereich geschont werden können. 

Zur Klimaanpassung tragen folgende Punkte bei: 
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Die entstehenden Gebäude werden mit Wärmepumpen und PV-Anlagen 

ausgestattet sein (siehe auch Kapitel 1.3 Energiestandard und bauliche 

Qualitäten) und werden nach den neuesten technischen Standards errichtet. Ein 

positiver Effekt für Pflanzen und Tiere wird durch die gärtnerische Gestaltung und 

Anlage der nicht überbauten Grundstücksflächen sowie durch die Nutzung von 

wasserdurchlässigen Bodenbelägen erzeugt. Steinschüttungen zur 

Freiflächenabdeckung sind untersagt, in den Hinweisen wird nochmals auf das 

Verbot von Schottergärten verwiesen. Es wurden außerdem Festsetzungen zum 

Anpflanzen bzw. Erhalt von Bäumen getroffen, ebenfalls zur Gestaltung und 

Erhaltung eines gut durchgrünten Quartiers. Die Bereitstellung einer digitalen 

Pflanzliste mit Empfehlungen zu unterschiedlichen Bepflanzungen unterstützt die 

Verwendung und Sicherung von gebietsheimischen Pflanzen und verhindert den 

Einsatz invasiver Arten. 

12. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

12.1. Allgemeine Zulässigkeitsvoraussetzungen 

Bei dem vorliegenden Planwerk handelt es sich um einen vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan gem. § 12 BauGB. In Anwendung von § 9 (2) i.V.m. § 12 (3a) 

BauGB sind im Geltungsbereich insofern nur solche Vorhaben zulässig, zu deren 

Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag unter Bezug auf 

den zugehörigen Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) verpflichtet hat. Der 

VEP (das sind die Projektpläne des Vorhabenträgers mit Lageplan, Grundrissen, 

Ansichten, Schnitten, Berechnungen, ggfls. auch Visualisierungen etc.) wird dem 

Durchführungsvertrag als Anlage beigefügt und damit rechtsverbindlich. 

12.2. Art der baulichen Nutzung 

Es wird ein allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO festgesetzt, um einerseits 

die klassische Wohnnutzung als auch andere mit der Pflege und Betreuung 

einhergehende Nutzungen umsetzen zu können. 

Zulässig sind demnach folgende Nutzungen wie sie auch in der BauNVO als 

allgemein zulässig angegeben sind: 

• Wohngebäude, 

• die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe und 

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke. 

12.3. Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird im zeichnerischen Teil durch die maximal 

zulässige Grundflächenzahl GRZ, die Bezugshöhe BZH sowie die maximal 

zulässigen Wand- und Firsthöhen (WH/ FH) festgesetzt. 

Die im zeichnerischen Teil festgesetzte GRZ von 0,6 fügt sich sowohl in die 

verdichtete Bauweise des alten Ortskerns als auch in die Baustruktur der 

angrenzenden Nutzungen ein und ermöglicht die Realisierung der geplanten 

Bebauung des VEP und des Angebotsbebauungsplanteils.  
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Die Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch die Grundflächen der in der 

Baunutzungsverordnung §19 (4) Satz 1 bezeichneten Anlagen (sogenannte GRZ 

2) bis zu einer GRZ von 0,9 ermöglicht ebenso die Realisierung des Bauvorhabens 

durch die Anlage von Freibereichen für die Tagespflege, einer Tiefgarage mit 

Zufahrt und notwendigen Stellplätzen für PKW/ Kleintransporter und Fahrräder. 

Die Ausweisung der Parkplatzflächen entlastet auch die stark frequentierte 

Kirchstraße mit ihrem eingeschränkten Parkplatzangebot. 

Die im zeichnerischen Teil festgesetzten maximalen Höhen in Form von Wand- 

und Firsthöhen sichern die Umsetzbarkeit der Planung nach den aktuellen 

baurechtlichen Vorgaben und technischen Baustandards. 

Es wird zudem eine Bezugshöhe zur Ermittlung der maximal zulässigen Höhen im 

zeichnerischen Teil angegeben. 

12.4. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen sowie 

die Stellung der baulichen Anlagen 

In der abweichenden Bauweise sind Gebäude bis zu einer Länge von 66 m 

zulässig. Die Festsetzung sichert die geplante städtebauliche Struktur und 

ermöglicht die Umsetzung des konkreten Vorhabens. Sie stellt zudem eine mit 

dem Bestand verträgliche Erweiterung der städtebaulichen Struktur sicher. Die 

Festsetzung der offenen Bauweise für den zweiten Teilbereich ermöglicht 

Gebäudelängen bis zu 50 m, wird aber begrenzt durch die festgesetzten 

Baugrenzen. Die festgesetzte GRZ sichert einen angemessenen überbaubaren 

Flächenanteil und verhindert eine zu starke Versiegelung.  

12.5. Flächen für Nebenanlagen sowie für Stellplätze und Garagen/ Carports/ 

Tiefgaragen mit ihren Einfahrten  

Zur Flexibilisierung sind Stellplätze, Garagen, Carports, Tiefgaragen und sonstige 

Nebenanlagen nach § 14 (1) BauNVO, ebenso wie die zur Erschließung 

erforderlichen Wege und Einfriedungen innerhalb und außerhalb der 

überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Die Vorhaben- und 

Erschließungspläne konkretisieren die Lage von Stellplätzen sowie weiteren 

Nebenanlagen. 

12.6. Geh- und Leitungsrechte 

Die Gehrechte im Bebauungsplan sichern die Zugänglichkeit für die 

Bewohnerinnen und Bewohner, Besucherinnen und Besucher sowie die 

Öffentlichkeit in und durch das neue Quartier sowie den Zugang zum Kirchhof.  

Das Geh- und Leitungsrecht im Bebauungsplan sichert die Zugänglichkeit zur 

Ortsnetzstation des Stromnetzbetreibers und die Leitungstrasse.  

12.7. Anschluss der Grundstücke an öffentliche Verkehrsflächen 

Zur Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen und Gewährleistung einer 

ordnungsgemäßen Straßenbeleuchtung sind folgende Maßnahmen auf den an die 

öffentlichen Verkehrsflächen angrenzenden Privatgrundstücken bis zu einer Tiefe 

von 1,50 m zulässig: Die Einbringung des zur Befestigung der Abgrenzungssteine 

öffentlicher Verkehrsflächen erforderlichen Hinterbetons, die Anlage der zur 
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Herstellung öffentlichen Verkehrsflächen erforderlichen Böschungen sowie die 

Anordnung der Straßenbeleuchtung (Masten einschließlich Betonfundament). 

12.8. Immissionsschutz  

Aufgrund der geringfügigen Überschreitungen der Orientierungswerte der 

DIN 18005 entlang der Kirchstraße wird im Gutachten eine 

Schallschutzmaßnahme empfohlen, die im Bebauungsplan festgesetzt wird.  

Nach dem Beiblatt der DIN 18005 ist bei Beurteilungspegel über 45 dB(A) in der 

Nacht selbst bei nur teilweise geöffnetem Fenster ein ungestörter Schlaf häufig 

nicht mehr möglich. Beurteilungspegel über 45 dB(A) werden an einzelnen 

Fassadenabschnitten nächstgelegen zur Kirchstraße ermittelt. Daher wird 

festgesetzt, dass auf den Teilflächen im Plangebiet mit einem Beurteilungspegel 

durch Verkehrslärm von mehr als 45 dB(A) in der Nacht für zum Schlafen genutzte 

Räume schalldämmende Lüfter oder gleichwertige Maßnahmen technischer Art 

vorzusehen sind, die bei geschlossenen Fenstern eine ausreichende Belüftung 

sicherstellen. Mögliche Lüftungsanlagen sind z. B. Fensterfalzlüftung, 

Außenluftdurchlässe oder zentraler Lüftungsanlage. Hierdurch wird ein 

ungestörter Nachtschlaf bei geschlossenem Fenster und ausreichender Lüftung 

sichergestellt. 

Weitere Schallschutzmaßnahmen ergeben sich durch die Höhe der ermittelten 

Geräuscheinwirkungen nicht. An den unmittelbar zur Kirchstraße orientierten 

Fassaden sind geringfügig erhöhte bauliche Anforderungen gegenüber den 

Mindestanforderungen der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ zu beachten. Da 

die DIN 4109 baurechtlich eingeführt ist und die Anforderungen nicht über ohnehin 

gängige Baustandards hinausgehen, erfolgt auf Ebene der Bauleitplanung keine 

konkretisierende Festsetzung hierzu. 

Die Abgrenzung der Fläche, auf der für Schlafräume eine schallgedämmte Lüftung 

erforderlich wird, orientiert sich an dem Beurteilungspegel ohne die 

Berücksichtigung einer künftigen Bebauung im Plangebiet. 

Wird zum Zeitpunkt der Genehmigung oder zum Zeitpunkt der Zulässigkeit des 

Baubeginns, unter Berücksichtigung der Geräuschabschirmung der beantragten 

Gebäude der Nachweis erbracht, dass der jeweilige schutzbedürftige Raum über 

mindestens ein zu öffnendes Fenster verfügt, vor dem der Beurteilungspegel des 

Straßenverkehrslärms, ermittelt nach RLS-19, in der Nacht den Wert von 45 dB(A) 

nicht überschreitet, wird die fensterunabhängige schallgedämmte Lüftung nicht 

erforderlich. 

12.9. Flächen mit Pflanzgeboten/ Pflanzbindungen  

Es werden Vorgaben zur Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen im Bebauungsplan gemacht, die nachfolgend näher erläutert 

werden. Zudem wird auf die digitale Pflanzliste der Gemeinde Bietigheim 

verwiesen. 
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Pflanzung von Bäumen 

Zur Durchgrünung und Aufwertung des Plangebietes sind je angefangene 300 m2 

Grundstücksfläche mindestens ein Laubbaum oder Obstbaum zu pflanzen und 

dauerhaft zu erhalten. Zur Sicherung der Qualität der Bäume wird zudem eine 

Vorgabe für deren Größe gemacht (Hochstämme, 3 x verpflanzte Ware, 

Stammumfang mindestens 18-20 cm). 

Extensive Dachbegrünung 

Weiterhin sind die Flachdächer der Gebäude mindestens extensiv zu begrünen. 

Die Begrünung ist mit einer Substratschicht von mindestens 10 cm Stärke mit einer 

gemischten Pflanzung oder Ansaat aus standortstypischen Gräsern, Kräutern und 

Sedumarten auszuführen. 

Intensive Dachbegrünung von Tiefgaragen 

Auch Tiefgaragendächer, die nicht von baulichen Anlagen überbaut sind, werden 

begrünt. Sie müssen mit einer Erdüberdeckung von mindestens 40 cm 

ausgestattet werden und sind somit intensiv zu begrünen. 

13. Örtliche Bauvorschriften 

13.1. Dachform und Dachneigung 

Für Hauptgebäude sind aus gestalterischem Aspekt und zur Sicherung des 

Einfügens in den umgebenden Bestand nur Satteldächer sowie begrünte 

Flachdächer zulässig. Für Nebengebäude sind lediglich begrünte Flachdächer mit 

einer Dachneigung von 0-5° zulässig.  

Sonnenkollektoren und Photovoltaikelemente sind aus Gründen der 

Nachhaltigkeit und entsprechend der geltenden Rechtslage hinsichtlich ihrer 

quantitativen Nutzbarkeit zulässig und nicht eingeschränkt. Lediglich hinsichtlich 

der qualitativen Ausgestaltung wird auf der Rechtsgrundlage des § 74 LBO die 

baugestalterischen Absichten der Gemeinde gesichert. Deshalb müssen sich 

diese aus gestalterischen Aspekten bei Satteldächern ihrer Dachneigung 

anpassen und dürfen zu keiner Überhöhung des Dachfirstes führen. 

13.2. Fassadengestaltung 

Fassadenfarben mit einer Buntheit > 40 nach dem RAL Design System sind 

unzulässig. Damit wird die Farbgebung zu kontrastreichen, grell wirkenden Farben 

beschränkt. 

Im RAL DESIGN System entspricht das erste Zahlentripel dem Buntton H, das 

erste Paar der Helligkeit L und das zweite Paar der Buntheit C. So ist z.B. die RAL 

DESIGN System Farbe 270 30 20 ein dunkles Blau mit dem Buntton H = 270, der 

Helligkeit L = 30 und der Buntheit C = 20. 

13.3. Werbeanlagen 

Werbeanlagen können die gestalterische Wirkung eines Baugebiets beeinflussen. 

Zur Begrenzung solcher Einflüsse sind Werbeanlagen aus städtebaulich-

gestalterischen Gründen nur an der Stätte der Leistung als Hinweisschilder an der 

Gebäudefassade zulässig. Einzelne Hinweisschilder dürfen eine Fläche von 1,00 

qm nicht überschreiten. 
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13.4. Gestaltung der nicht überbauten Flächen 

Als Beitrag zur Durchgrünung des Plangebietes und zur Schaffung einer 

attraktiven Freifläche im Geltungsbereich sind die nicht überbauten Flächen, 

soweit sie nicht für Nebenanlagen, Zufahrten und Wege benötigt werden, zu 

begrünen und gärtnerisch zu unterhalten. Nicht zulässig sind Zierflächen (Flächen 

die nicht als Flächen für Nebenanlagen, Zufahrten und Wege genutzt werden) aus 

Kies- und Schotterflächen als Mittel der gärtnerischen Gestaltung. Konstruktiv 

bedingte Kies- und Schotterstreifen (z.B. Kiesrandstreifen entlang der Hauswand) 

sind davon ausgeschlossen. Zur Begrenzung der Grundstücksversiegelung sind 

oberirdische Stellplätze und Privatwege wasserdurchlässig zu befestigen soweit 

keine Gefahr des Eintrags von wassergefährdenden Stoffen besteht und soweit es 

technisch und/ oder rechtlich nicht anders geboten ist. 

13.5. Böschungen und Stützmauern zur Außenraumgestaltung von 

Privatgrundstücken 

Entsprechend der baugestalterischen Absichten für das Plangebiet beträgt die 

maximal zulässige Böschungsneigung entlang der Grundstücksgrenzen 45°. 

Böschungen sind zu begrünen und gegen Erosion zu sichern. Stützmauern zur 

Außenraumgestaltung und Terrassierung des Grundstücks sind in Naturstein 

auszuführen und dürfen eine Höhe von 1,0 m nicht überschreiten. Größere Höhen 

sind durch einen horizontalen Versatz von mindestens 1,0 m zu terrassieren. Die 

Vorschriften zur Außenraumgestaltung von Privatgrundstücken gelten nicht bei der 

Sicherung des Geländes zur Herstellung der öffentlichen Erschließung. 

13.6. Einfriedungen 

Zugunsten des Siedlungsbildes und einer offenen und nachhaltigen Gestaltung 

wurden Vorgaben zur Ausführung von Einfriedungen festgesetzt. Im Übrigen gilt 

das Nachbarrechtsgesetz BW. Die Vorgabe der Richtlinien für die Anlage von 

Stadtstraßen (RASt 06) zu Sichtfeldern sind zu berücksichtigen. 

13.7. Errichtung von PV-Anlagen 

Auf und an Dächern, Fassaden und Einfriedungen sind Photovoltaikanlagen 

gemäß § 50 Abs. 1 LBO in jeder Ausführung und Größe verfahrensfrei zulässig. 

Diese sind auch dann zulässig, wenn für den Anbringungsort besondere 

gestalterische Vorgaben bestehen. 

13.8. Niederspannungsfreileitungen 

Nach Auffassung der Gemeinde kann die oberirdische Führung von 

Niederspannungsfreileitungen zu einer wesentlichen Beeinträchtigung des 

städtebaulich-gestalterischen Erscheinungsbildes führen, weshalb es die 

Gemeinde für geboten hält, oberirdische Verkabelung auszuschließen. 

13.9. Zahl der nachzuweisenden Stellplätze 

Das geplante Projekt am Kirchplatz in Bietigheim (Baden) soll – neben den bereits 

bekannten gewerblichen und gemeindeeigenen Nutzungen – dem Zweck des 

Betreuten Wohnens dienen. Das auf dem Baugrundstück zu errichtende Gebäude 

mit 24 Wohnungen ist ausschließlich für diese Nutzungsart vorgesehen. 
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Nutzer einer Betreuten Wohnung – sowohl Eigentümer als auch Mieter – können 

ausschließlich Personen sein, die beim Einzug 

(a) das 60. Lebensjahr vollendet haben oder 

(b) im Sinne einschlägiger Sozialvorschriften einen Grad der Behinderung von 

mindestens 50 % nach § 2 SGB IX aufweisen bzw. gleichgestellt sind. 

Die Firma FWD Hausbau GmbH gibt diese schuldrechtliche Verpflichtung in den 

Kaufverträgen an die Erwerber der entstehenden Sondereigentumseinheiten 

weiter, jeweils verbunden mit einer Weitergabeverpflichtung an mögliche künftige 

Erwerber. Die vertraglich abgesicherte Gemeinschaftsordnung berücksichtigt 

diese Nutzungsbeschränkung ebenfalls und wird in dieser Form im Grundbuch 

eingetragen. 

Grundlage für die Stellplatzberechnung war die Stellplatzsatzung der Gemeinde 

Bietigheim, die für Wohnungen zwischen 50 m² und 100 m² einen 

Stellplatzschlüssel von 1,5 vorsieht. Für 24 Wohnungen ergibt dies 36 

erforderliche Stellplätze. Dieser Ansatz führt in Verbindung mit der vorgesehenen 

Konzeption des Betreuten Wohnens zu einer unbeabsichtigten Härte und ist 

gegenüber frei finanziertem klassischem Wohnungsbau anders zu bewerten. 

Die Erfahrungen des Vorhabenträgers aus über 100 realisierten Wohnanlagen 

dieses Konzeptes zeigen, dass der tatsächliche Stellplatzbedarf deutlich geringer 

liegt. Aufgrund des durchschnittlichen Einzugsalters von rund 78 Jahren und eines 

im Betrieb weiter steigenden Durchschnittsalters besitzen viele Bewohnerinnen 

und Bewohner kein eigenes Auto mehr. Die oben erwähnte grundbuchliche 

Absicherung zugunsten der Gemeinde Bietigheim gewährleistet zudem dauerhaft 

die geplante Nutzungsart. 

Vor diesem Hintergrund akzeptieren Gemeinden und Genehmigungsbehörden 

inzwischen regelmäßig einen Stellplatzschlüssel von 0,5 pro Wohnung. 

Nach kommunalem Satzungsrecht sind Gemeinden seit dem 1. März 2015 

ermächtigt, durch örtliche Bauvorschrift auch weniger als den nach § 37 LBO 

vorgeschriebenen notwendigen Stellplatz pro Wohnung festzulegen, um den 

Individualverkehr zu beschränken (§ 74 Abs. 2 Nr. 1 LBO). Die 

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen über 

die Herstellung notwendiger Stellplätze (VwV Stellplätze) in der aktuellen Fassung 

(gültig seit 1. September 2022) führt für Altenwohnungen und barrierefreie 

Ausführungen aus: „Altenwohnungen: Von der Verpflichtung zur Herstellung eines 

Kfz-Stellplatzes je Wohnung sind grundsätzlich auch Altenwohnungen erfasst, bei 

denen regelmäßig von einem geringeren Bedarf auszugehen ist. Soweit 

Wohnanlagen nachweislich dauerhaft zur Nutzung durch alte Menschen 

vorgesehen sind, entsteht durch die uneingeschränkte Verpflichtung eine nicht 

beabsichtigte Härte (…). Diese Fälle sind durch eine Befreiung nach § 56 Abs. 5 

LBO zu lösen. Eine Beschränkung der Baugenehmigung auf die Nutzung als 

Altenwohnung ist geeignet, eine dauerhafte Nutzung sicherzustellen bzw. ein 

Aufleben der Stellplatzverpflichtung im Falle anderer Nutzungen zu verdeutlichen.“ 
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Die aktuelle Planung umfasst 33 Stellplätze: 

• 11 oberirdische Stellplätze rund um das Gebäude 

• 22 Stellplätze in der privaten Tiefgarage 

Zusätzlich plant die Gemeinde, künftig weitere öffentliche Stellplätze entlang der 

Straße zu schaffen, die Besuchern und Kunden des Quartiers zur Verfügung 

stehen werden. Damit wird der faktische Bedarf der gewerblichen Nutzungen 

vollständig gedeckt. Den Bewohnerinnen und Bewohnern des Betreuten Wohnens 

stehen 21 Stellplätze in der Tiefgarage zur Verfügung, was einem rechnerischen 

Schlüssel von rund 0,9 Stellplätzen pro Wohnung entspricht. 

13.10. Anlagen zum Umgang mit Niederschlagswasser 

Wird im Laufe des Verfahrens ergänzt. 

14. Auswirkung der Planung: Schutzgüter 

Bebauungspläne sollen gemäß § 1 Abs. 5 BauGB eine nachhaltige städtebauliche 

Entwicklung, welche die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden 

Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen 

miteinander in Einklang bringt sowie eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende 

sozialgerechte Bodennutzung gewährleistet, ermöglichen. Sie sollen dazu 

beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen 

Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die 

Klimaanpassung – insbesondere auch in der Stadtentwicklung – zu fördern und 

auch die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu 

erhalten und zu entwickeln. In § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind die Belange des 

Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

genannt. Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB 

bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutz-

gesetz) sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. 

Die Bedeutung des Bestands der einzelnen Schutzgüter wird daher zunächst in 

drei Kategorien (geringe, mittlere, hohe Wertigkeit) eingeteilt, nachfolgend werden 

die zu erwartenden Auswirkungen überschlägig beurteilt.  

14.1. Schutzgut Boden 

Bestand 

• Bereits ein hoher Anteil versiegelter Flächen gegeben durch Überbauung 

und Nutzung 

• Kein Altlastenvorkommen oder sonstige schädliche Bodenveränderungen 

bekannt 

• Geringe Wertigkeit 

Auswirkungen der Planung  

• Aufgrund der geplanten Überbauung der vormals überbauten und bereits 

anthropogen überformten Flächen, ergibt sich mit Umsetzung der Planung 
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keine höhere Überbauung, die auf das Schutzgut Boden Auswirkung hat 

• Durch Maßnahmen wie der Gestaltung der nicht überbauten Flächen als 

begrünte Vegetationsfläche und der Ausschluss von Kies- und 

Schotterflächen als Mittel der gärtnerischen Gestaltung erfolgt eine 

Minimierung des Eingriffs  

• Keine erheblichen negativen Auswirkungen auf den Boden im Sinne eines 

erheblichen Eingriffs aufgrund bereits vorhandener Vorversiegelung und 

Festsetzung von nicht überbaubaren Flächen  

Keine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzguts Boden zu erwarten. 

14.2. Schutzgut Oberflächenwasser/ Grundwasser 

Bestand 

• Innerhalb des Plangebiets sind keine Oberflächengewässer ausgebildet 

• In räumlicher Nähe sind ebenfalls keine Oberflächengewässer vorhanden 

• Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich in der 

Wasserschutzgebietszone III und IIIA des „Rheinwaldwasserwerks 43“ 

(LfU-Nr. 216043),  

• Mittlere Wertigkeit 

Auswirkungen der Planung 

• Keine erheblichen negativen Auswirkungen auf die 

Niederschlagswasserversickerung im Sinne eines erheblichen Eingriffs 

aufgrund der bereits vorhandenen Versiegelung und Überbauung und der 

Festsetzung von wasserdurchlässiger Oberfläche (z.B. offenfugige 

Pflasterbeläge, offenfugige Betonsteinplatten, Rasenpflaster, 

Rasengittersteine o.ä.) 

• Anfallendes Schmutz- und Oberflächenwasser kann über die bestehenden 

Entwässerungseinrichtungen abgeleitet werden 

• Die Schutzgebietsverordnung ist zu beachten 

Keine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes Oberflächenwasser/ 

Grundwasser zu erwarten. 

14.3. Schutzgut Klima/ Luft 

Bestand 

• Das Vorhandensein von (Kalt-)Luftleitbahnen ist nicht bekannt  

• Innerörtliche Lage mit umgebenem baulichen Bestand   

• Es gilt anzunehmen, sehr geringe Empfindlichkeit gegenüber der geplanten 

Nutzung 

• Geringe Wertigkeit 

Auswirkungen der Planung 

• Die Gebäudeausrichtung und festgesetzten Dachformen lassen eine gute 

Nutzung von Solarenergie zu 

• Belüftung des Gebiets wird durch nicht überbaubare Flächen und 

Verkehrsflächen sichergestellt 
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Keine Beeinträchtigung des Schutzguts Klima/ Luft zu erwarten.  

14.4. Schutzgut Mensch 

Bestand 

• Bereits bebaute und ehemals als Grundschule sowie Turnhalle genutzte 

brachgefallene Fläche mit einem kleineren Teil Wohnnutzung an der 

Wilhelmstraße 

• Vorbelastungen der Wohnstraße durch Verkehrsgeräusche durch die 

vorherige Nutzung als Grundschule und Turnhalle  

• Geringe Wertigkeit 

Auswirkungen der Planung  

• Keine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzguts bei Umsetzung, da 

anzunehmen ist, dass der zusätzliche Verkehr durch die behutsame 

Nachverdichtung und Innenentwicklung sehr gering ist 

• Verbesserung des Wohnungsangebots in der Ortsmitte 

Keine Beeinträchtigung des Schutzguts Mensch zu erwarten. 

14.5. Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Bestand 

• Bauflächen mit anthropogener Prägung 

• Es wurde eine artenschutzrechtliche Vorprüfung erstellt   

• Plangebiet nicht Bestandteil von Schutzgebieten, außer 

Wasserschutzgebiet 

• Geringe Wertigkeit 

Auswirkungen der Planung 

• Es wurden für den Schutz der Brutvögel Maßnahmen entwickelt, bei deren 

Umsetzung die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 

1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG nicht erfüllt werden: Festsetzung von 

Vermeidungsmaßnahme (Zeiten für die Baufeldräumung und Entfernung 

von nicht besetzten Nisthilfen) 

• Fällung einzelner Bäume und Neupflanzung von klimagerechten Bäumen, 

die die Anzahl der gefällten Bäume übersteigen 

Keine Beeinträchtigung des Schutzguts Tiere und Pflanzen zu erwarten. 

14.6. Schutzgut Landschaftsbild 

Bestand 

• Bebaute und hochversiegelte Hoffläche mit einzelnen Bäumen 

• Umgebende Bebauung als historisch gewachsene und dörflich geprägte 

Strukturen 

• Mittlere Wertigkeit 

Auswirkungen der Planung 

• Errichtung von gärtnerisch gestalteten Bereichen auf den nicht 

überbaubaren Flächen, Neupflanzung von Bäumen. 

• Entwicklung von betreutem Wohnen im Ortskern mit öffentlichen sozialen 



Gemeinde Bietigheim  

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Ensemble am Kirchplatz“ 

Seite 39 von 40 

 

Nutzungen und Dienstleistungen, damit Ergänzung und Verbesserung des 

Wohnumfeldes und der vorhandenen sozialen und kirchlichen 

Einrichtungen. 

• Für den umgebenden Bestand verträgliche Dichte der Neubebauung 

• Einfügung in den umgebenden Siedlungsbestand durch Begrenzung der 

baulichen Höhenentwicklung durch Festsetzungen von Gebäudehöhen und 

überbaubare Flächen bzw. den VEP-Plänen 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzguts Landschaftsbild zu 

erwarten. 

14.7. Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Bestand 

• Keine (denkmalgeschützten) Kultur- und Sachgüter im Plangebiet 

vorhanden. In der unmittelbaren Nähe befinden sich denkmalgeschützte 

Gebäude, wie z.B. die Katholische Kirche 

• Hohe Wertigkeit 

Auswirkungen der Planung 

• Die Planung sieht einen Neubau anstelle der ehem. Grundschule und 

Turnhalle vor. Diese Gebäude hatten keine städtebauliche Anknüpfung an 

den historischen Bestand. Dagegen nimmt die neue Planung mit Kubatur, 

Gebäudestellung, Höhe, Dachform sowie mit der hochwertigen 

Fassadengestaltung angemessen Rücksicht auf die denkmalgeschützte 

Kirche.  

Keine Beeinträchtigung des Schutzguts Kultur- und Sachgüter zu erwarten. 

14.8. Wechselwirkungen 

Bestand 

• Keine relevanten Wechselwirkungen zu erwarten 

Auswirkungen der Planung 

• Keine Auswirkungen zu erwarten 

Keine relevanten Beeinträchtigungen von Schutzgütern durch Wechselwirkung. 

14.9. Zusammenfassung der Schutzgüterbetrachtung  

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) sind bei der Aufstellung von Bebauungsplänen die 

Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege, insbesondere die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, 

Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die 

Landschaft und die biologische Vielfalt zu berücksichtigen. Nachfolgend wird die 

Schutzgüterbewertung schlussfolgernd zusammengefasst und gemäß § 2 Abs. 3 

als Belange, die für die Abwägung von Bedeutung sind (Abwägungsmaterial), 

ermittelt, bewertet und in die Abwägung eingestellt. 

Durch die Umsetzung der Planung sind keine erheblichen oder unzumutbaren 

Beeinträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung zu erwarten. Das Plangebiet ist 

bereits durch bestehende Bebauung und Nutzungen sowie durch bestehendes 
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Planungsrecht vorgeprägt. Mit der vorgesehenen Neuplanung wird die 

städtebauliche Entwicklung innerhalb des vorhandenen Siedlungsgefüges 

fortgeführt und ergänzt. Hierdurch wird zusätzlicher besonderer Wohnraum sowie 

der Versorgung des Gebiets bzw. für ganz Bietigheim dienende Einrichtungen 

geschaffen, ohne dass hierfür bislang unbebaute Flächen im Außenbereich in 

Anspruch genommen werden müssen. Die Planung leistet somit einen Beitrag zur 

Innenentwicklung und zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden gemäß § 

1a Abs. 2 BauGB. Mit der Umsetzung der Planung gehen punktuelle Eingriffe in 

bestehende Vegetationsstrukturen sowie der Verlust einzelner Bäume einher. 

Diese Beeinträchtigungen sind aufgrund der vorgesehenen städtebaulichen 

Zielsetzung und der bestehenden Vorprägung des Areals als vertretbar 

anzusehen. Durch Festsetzungen, insbesondere durch die Gestaltung von nicht 

überbaubaren, gärtnerisch zu gestaltenden Flächen, die Verwendung 

wasserdurchlässiger Beläge sowie durch die Umsetzung der empfohlenen 

Maßnahmen und Durchführungszeiten aus der Artenschutzrechtlichen 

Ersteinschätzung werden nach derzeitigen Erkenntnissen keine 

Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG Abs. 1 bis 4 ausgelöst und der Eingriff 

minimiert. 

Für die übrigen Schutzgüter ergeben sich keine erheblichen Auswirkungen. Boden 

und Wasser sind durch die vorhandene Vorversiegelung und die vorgesehenen 

Versickerungs- und Begrünungsmaßnahmen nur geringfügig betroffen. Das 

Schutzgut Klima/Luft wird durch die innerörtliche Lage, die maßvolle bauliche 

Dichte und die Möglichkeit der Nutzung solarer Energien gewahrt. Für das 

Schutzgut Mensch sind keine unzumutbaren zusätzlichen Belastungen zu 

erwarten, vielmehr führt die Planung zu einer qualitätsvollen städtebaulichen 

Nachverdichtung und einer Ergänzung des Wohnumfelds. Insgesamt ist die 

Bauleitplanung im Hinblick auf die Belange des Umweltschutzes sachgerecht 

abgewogen. Die mit der Umsetzung verbundenen, lokal begrenzten 

Beeinträchtigungen stehen in einem angemessenen Verhältnis zu den 

städtebaulichen Vorteilen der Innenentwicklung. Die Planung trägt zur Schaffung 

von besonderem Wohnraum, zur Stärkung der Versorgung sowie der 

Ortsentwicklung und zur Schonung der Außenbereichsflächen bei und ist somit mit 

den Zielsetzungen des § 1 Abs. 5 BauGB vereinbar. 

 

 

 


